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ÜBEREINKOMMEN aufgrund von Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c) des Vertrags über die 
Europäische Union über die Bekämpfung der Bestechung, an der Beamte der Europäischen 
Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beteiligt sind  

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN dieses Übereinkommens, die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union - 

UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates der Europäischen Union vom 26. Mai 
1997, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Mitgliedstaaten betrachten die Verbesserung der justitiellen Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung der Bestechung als eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse, die unter 
die durch Titel VI des Vertrags eingeführte Zusammenarbeit fällt. 

Der Rat hat mit Rechtsakt vom 27. September 1996 ein Protokoll erstellt, das insbesondere 
auf die Bekämpfung von Bestechungshandlungen abzielt, an denen nationale oder 
Gemeinschaftsbeamte beteiligt sind und durch die die finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften geschädigt werden oder geschädigt werden können. 

Zur Verbesserung der justitiellen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in Strafsachen ist über 
das genannte Protokoll hinauszugehen und ein Übereinkommen zu erstellen, das generell auf 
die Bekämpfung von Bestechungshandlungen abzielt, an denen Gemeinschaftsbeamte oder 
Beamte der Mitgliedstaaten beteiligt sind, 

IN DEM BESTREBEN, eine kohärente und wirksame Anwendung dieses Übereinkommens 
in der gesamten Europäischen Union sicherzustellen - 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 Definitionen 

Für die Zwecke dieses Übereinkommens 



a) bezeichnet der Ausdruck "Beamter" sowohl einen Gemeinschafts- als auch einen 
nationalen Beamten, einschließlich eines nationalen Beamten eines anderen Mitgliedstaats; 

b) bezeichnet der Ausdruck "Gemeinschaftsbeamter" 

- eine Person, die Beamter oder durch Vertrag eingestellter Bediensteter im Sinne des Statuts 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaften oder der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften ist; 

- eine Person, die den Europäischen Gemeinschaften von den Mitgliedstaaten oder von 
öffentlichen oder privaten Einrichtungen zur Verfügung gestellt wird und dort Aufgaben 
wahrnimmt, die den Aufgaben der Beamten oder sonstigen Bediensteten der Europäischen 
Gemeinschaften entsprechen. 

Mitglieder von Einrichtungen, die gemäß den Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften errichtet wurden, und die Bediensteten dieser Einrichtungen werden als 
Gemeinschaftsbeamte behandelt, soweit das Statut der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften oder die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Gemeinschaften nicht für sie gelten; 

c) wird der Ausdruck "nationaler Beamter" entsprechend der Definition für den Begriff 
"Beamter" oder "Amtsträger" im innerstaatlichen Recht des Mitgliedstaats, in dem der 
Betreffende diese Eigenschaft für die Zwecke der Anwendung des Strafrechts dieses 
Mitgliedstaats besitzt, ausgelegt. 

Handelt es sich jedoch um ein Verfahren, das ein Mitgliedstaat wegen einer Straftat einleitet, 
an der ein Beamter eines anderen Mitgliedstaats beteiligt ist, braucht ersterer die Definition 
für den Begriff "nationaler Beamter" jedoch nur insoweit anzuwenden, als diese mit seinem 
innerstaatlichen Recht im Einklang steht. 

Artikel 2 Bestechlichkeit 

(1) Für die Zwecke dieses Übereinkommens ist der Tatbestand der Bestechlichkeit dann 
gegeben, wenn ein Beamter vorsätzlich unmittelbar oder über eine Mittelsperson für sich oder 
einen Dritten Vorteile jedweder Art als Gegenleistung dafür fordert, annimmt oder sich 
versprechen läßt, daß er unter Verletzung seiner Dienstpflichten eine Diensthandlung oder 
eine Handlung bei der Ausübung seines Dienstes vornimmt oder unterläßt. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die in 
Absatz 1 genannten Handlungen Straftaten sind. 

Artikel 3 Bestechung 

(1) Für die Zwecke dieses Übereinkommens ist der Tatbestand der Bestechung dann gegeben, 
wenn eine Person vorsätzlich einem Beamten unmittelbar oder über eine Mittelsperson einen 
Vorteil jedweder Art für ihn selbst oder für einen Dritten als Gegenleistung dafür verspricht 
oder gewährt, daß der Beamte unter Verletzung seiner Dienstpflichten eine Diensthandlung 
oder eine Handlung bei der Ausübung seines Dienstes vornimmt oder unterläßt. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die in 
Absatz 1 genannten Handlungen Straftaten sind. 



Artikel 4 Assimilation 

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß in seinem 
Strafrecht die Umschreibungen der Straftaten im Sinne der Artikel 2 und 3, die von oder 
gegenüber Ministern seiner Regierung, gewählten Vertretern seiner parlamentarischen 
Versammlungen, Mitgliedern seiner obersten Gerichte oder Mitgliedern seines 
Rechnungshofs bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben begangen werden, in der gleichen 
Weise für die Fälle gelten, in denen die Straftaten von oder gegenüber Mitgliedern der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, des Europäischen Parlaments, des 
Gerichtshofs und des Rechnungshofs der Europäischen Gemeinschaften bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben begangen werden. 

(2) Hat ein Mitgliedstaat besondere Rechtsvorschriften für Handlungen oder Unterlassungen 
erlassen, für die Minister der Regierung aufgrund ihrer besonderen politischen Stellung in 
dem betreffenden Mitgliedstaat verantwortlich sind, so gilt Absatz 1 dieses Artikels nicht für 
diese Rechtsvorschriften, sofern der Mitgliedstaat gewährleistet, daß die Strafvorschriften, mit 
denen die Artikel 2 und 3 umgesetzt werden, auch die Mitglieder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften erfassen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 berühren nicht die in jedem Mitgliedstaat geltenden Bestimmungen 
über das Strafverfahren und die Bestimmung des jeweils zuständigen Gerichts. 

(4) Dieses Übereinkommen findet Anwendung unter voller Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften, des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, der Satzung des 
Gerichtshofs sowie der dazu jeweils erlassenen Durchführungsvorschriften, was die 
Aufhebung der Befreiungen betrifft. 

Artikel 5 Sanktionen 

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die in 
den Artikeln 2 und 3 genannten Handlungen sowie die Beihilfe zu diesen Handlungen oder 
die Anstiftung dazu durch wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Strafen geahndet 
werden können, die zumindest in schweren Fällen auch Freiheitsstrafen umfassen, die zu 
einer Auslieferung führen können. 

(2) Absatz 1 läßt die Ausübung der Disziplinargewalt der zuständigen Behörden gegenüber 
nationalen oder Gemeinschaftsbeamten unberührt. Bei der Strafzumessung können die 
nationalen Gerichte Disziplinarmaßnahmen, die gegenüber derselben Person wegen derselben 
Handlung ergriffen worden sind, entsprechend den Grundsätzen ihres innerstaatlichen Rechts 
berücksichtigen. 

Artikel 6 Strafrechtliche Verantwortung der Unternehmensleiter 

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit die Leiter, 
Entscheidungsträger oder Träger von Kontrollbefugnissen von Unternehmen bei 
Bestechungshandlungen gemäß Artikel 3, die eine ihnen unterstellte Person zum Vorteil des 
Unternehmens begeht, nach den Grundsätzen des innerstaatlichen Rechts für strafrechtlich 
verantwortlich erklärt werden können. 

Artikel 7 Gerichtsbarkeit 



(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit für 
Straftaten, deren Tatbestände er aufgrund der Verpflichtungen aus den Artikeln 2, 3 und 4 
geschaffen hat, in den Fällen zu begründen, in denen 

a) die Straftat ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet begangen worden ist; 

b) es sich bei dem Täter um einen seiner Staatsangehörigen oder einen seiner Beamten 
handelt; 

c) die Straftat sich gegen eine in Artikel 1 genannte Person oder ein Mitglied der in Artikel 4 
Absatz 1 genannten Organe der Europäischen Gemeinschaften richtet, das zugleich eines 
seiner Staatsangehörigen ist; 

d) es sich bei dem Täter um einen Gemeinschaftsbeamten eines Organs der Europäischen 
Gemeinschaften oder einer gemäß den Verträgen zur Gründung der Gemeinschaften 
geschaffenen Einrichtung, die ihren Sitz in dem betreffenden Mitgliedstaat hat, handelt. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemäß Artikel 13 Absatz 2 erklären, daß er 
eine oder mehrere Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit gemäß Absatz 1 Buchstaben b), c) 
und d) nicht oder nur in bestimmten Fällen oder unter bestimmten Umständen anwendet. 

Artikel 8 Auslieferung und Verfolgung 

(1) Liefert ein Mitgliedstaat nach seinem Recht seine eigenen Staatsangehörigen nicht aus, so 
trifft er die erforderlichen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit für Straftaten, deren 
Tatbestände er aufgrund der Verpflichtungen aus den Artikeln 2, 3 und 4 geschaffen hat, in 
den Fällen zu begründen, in denen diese Straftaten von seinen Staatsangehörigen außerhalb 
seines Hoheitsgebiets begangen worden sind. 

(2) Jeder Mitgliedstaat befaßt, wenn einer seiner Staatsangehörigen beschuldigt wird, in 
einem anderen Mitgliedstaat eine Straftat, deren Tatbestand aufgrund der Verpflichtungen aus 
den Artikeln 2, 3 oder 4 geschaffen wurde, begangen zu haben, und er den Betreffenden allein 
aufgrund von dessen Staatsangehörigkeit nicht ausliefert, seine zuständigen Behörden mit 
diesem Fall, damit gegebenenfalls eine Verfolgung durchgeführt werden kann. Zu diesem 
Zweck sind die die Straftat betreffenden Akten, Unterlagen und Gegenstände nach den 
Verfahren des Artikels 6 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 
1957 zu übermitteln. Der ersuchende Mitgliedstaat ist über die eingeleitete Verfolgung und 
über deren Ergebnisse zu unterrichten. 

(3) Für die Zwecke dieses Artikels ist der Begriff "Staatsangehörige" eines Mitgliedstaats im 
Sinne der gegebenenfalls von dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe b) des Europäischen Auslieferungsübereinkommens abgegebenen Erklärung und 
entsprechend Absatz 1 Buchstabe c) des genannten Artikels auszulegen. 

Artikel 9 Zusammenarbeit 

(1) Betrifft ein Verfahren hinsichtlich einer Straftat, deren Tatbestand aufgrund der 
Verpflichtungen aus den Artikeln 2, 3 und 4 geschaffen wurde, zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten, so arbeiten diese Staaten bei den Ermittlungen, der Strafverfolgung und der 
Strafvollstreckung wirksam zusammen, zum Beispiel durch Rechtshilfe, Auslieferung, 



Übertragung der Strafverfolgung oder der Vollstreckung in einem anderen Mitgliedstaat 
ergangener Urteile. 

(2) Steht mehreren Mitgliedstaaten die Gerichtsbarkeit und die Möglichkeit zu, eine Straftat, 
die auf denselben Tatsachen beruht, wirksam zu verfolgen, so arbeiten die betreffenden 
Mitgliedstaaten zusammen, um darüber zu entscheiden, welcher von ihnen den oder die 
Straftäter verfolgt, um die Strafverfolgung nach Möglichkeit in einem einzigen Mitgliedstaat 
zu konzentrieren. 

Artikel 10 Ne bis in idem 

(1) Die Mitgliedstaaten wenden in ihrem inerstaatlichen Strafrecht das "Ne-bis-in-idem"-
Prinzip an, dem zufolge jemand, der in einem Mitgliedstaat rechtskräftig abgeurteilt worden 
ist, in einem anderen Mitgliedstaat wegen derselben Tat nicht verfolgt werden darf, sofern im 
Fall einer Verurteilung die Sanktion vollstreckt worden ist oder derzeit vollstreckt wird oder 
nach dem Recht des verurteilenden Staats nicht mehr vollstreckt werden kann. 

(2) Ein Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemäß Artikel 13 Absatz 2 erklären, daß er in 
einem oder mehreren der folgenden Fälle nicht durch Absatz 1 gebunden ist: 

a) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, ganz oder teilweise in seinem 
Hoheitsgebiet begangen wurde. Im letzteren Fall gilt diese Ausnahme jedoch nicht, wenn 
diese Tat teilweise im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats begangen wurde, in dem das Urteil 
ergangen ist; 

b) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, eine gegen die Sicherheit oder 
andere gleichermaßen wesentliche Interessen des betreffenden Mitgliedstaats gerichtete 
Straftat darstellt; 

c) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, von einem Amtsträger des 
betreffenden Mitgliedstaats unter Verletzung seiner Amtspflicht begangen wurde. 

(3) Wird in einem Mitgliedstaat eine erneute Verfolgung gegen eine Person eingeleitet, die 
bereits in einem anderen Mitgliedstaat wegen derselben Tat rechtskräftig abgeurteilt wurde, 
so wird jede in dem zuletzt genannten Mitgliedstaat wegen dieser Tat erlittene 
Freiheitsentziehung auf eine etwa zu verhängende Sanktion angerechnet. Soweit das 
innerstaatliche Recht dies erlaubt, werden andere als freiheitsentziehende Sanktionen 
ebenfalls berücksichtigt, sofern sie bereits vollstreckt wurden. 

(4) Ausnahmen, die Gegendstand einer Erklärung nach Absatz 2 waren, finden keine 
Anwendung, wenn der betreffende Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaat wegen derselben 
Tat um Verfolgung ersucht oder die Auslieferung des Betroffenen bewilligt hat. 

(5) Zwischen den Mitgliedstaaten geschlossene einschlägig bilaterale oder multilaterale 
Übereinkünfte und die Erklärungen dazu werden von diesem Artikel nicht berührt. 

Artikel 11 Innerstaatliche Rechtsvorschriften 

Dieses Übereinkommen hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, innerstaatliche 
Rechtsvorschriften zu erlassen, die über die Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen 
hinausgehen. 



Artikel 12 Gerichtshof 

(1) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Übereinkommens, die bilateral nicht beigelegt werden konnten, werden zunächst im Rat nach 
dem Verfahren des Titels VI des Vertrags über die Europäische Union mit dem Ziel ihrer 
Beilegung erörtert. Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht beigelegt, so 
kann der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften von einer Streitpartei befaßt werden. 

(2) Streitigkeiten in bezug auf Artikel 1 - mit Ausnahme des Buchstabens c) - und die Artikel 
2, 3 und 4 zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die eine Frage des Gemeinschaftsrechts oder der finanziellen 
Interessen der Gemeinschaften betreffen oder an denen Mitglieder oder Beamte von 
Gemeinschaftsorganen oder von gemäß den Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften errichteten Einrichtungen beteiligt sind und die auf dem Verhandlungswege 
nicht beigelegt werden konnten, können von einer Streitpartei dem Gerichtshof vorgelegt 
werden. 

(3) Die Gerichte der Mitgliedstaaten können eine die Auslegung der Artikel 1 bis 4 und 12 bis 
16 betreffende Frage, die in einem vor ihnen anhängigen Rechtsstreit aufgeworfen wurde, an 
dem Mitglieder oder Beamte von Gemeinschaftsorganen oder von gemäß den Verträgen zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften errichteten Einrichtungen beteiligt sind, die in 
Ausübung ihres Amtes gehandelt haben, dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorlegen, 
wenn sie diese Entscheidung zum Erlaß ihres Urteils für erforderlich halten. 

(4) Die Zuständigkeit des Gerichtshofs nach Absatz 3 ist daran gebunden, daß der betreffende 
Mitgliedstaat bei der Notifizierung nach Artikel 13 Absatz 2 oder zu einem späteren Zeitpunkt 
eine Erklärung abgibt, nach der er Entscheidungen des Gerichtshofs anerkennt. 

(5) Ein Mitgliedstaat, der eine Erklärung nach Absatz 4 abgibt, kann die Möglichkeit der 
Vorlage von Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof auf diejenigen seiner Gerichte 
beschränken, deren Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen 
Rechts angefochten werden können. 

(6) Die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaft und seine 
Geschäftsordnung finden Anwendung. Gemäß dieser Satzung können die Kommission sowie 
jeder Mitgliedstaat unabhängig davon, ob er eine Erklärung nach Absatz 4 abgegeben hat oder 
nicht, in Rechtssachen nach Absatz 3 beim Gerichtshof Schriftsätze einreichen oder 
schriftliche Erklärungen abgeben. 

Artikel 13 Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Annahme durch die Mitgliedstaaten nach Maßgabe 
ihrer jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften. 

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretär des Rates der Europäischen Union 
den Abschluß der Verfahren, die nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften 
für die Annahme dieses Übereinkommens erforderlich sind. 

(3) Dieses Übereinkommen tritt 90 Tage nach der in Absatz 2 genannten Notifizierung durch 
den Mitgliedstaat, der diese Förmlichkeit zuletzt vornimmt, in Kraft. 



(4) Bis zum Inkrafttreten dieses Übereinkommens kann jeder Mitgliedstaat bei der 
Notifizierung gemäß Absatz 2 oder zu einem späteren Zeitpunkt erklären, daß dieses 
Übereinkommen mit Ausnahme des Artikels 12 für ihn in seinen Beziehungen zu den 
Mitgliedstaaten Anwendung findet, die dieselbe Erklärung abgegeben haben. Dieses 
Übereinkommen gilt für den Mitgliedstaat, der eine solche Erklärung abgegeben hat, ab dem 
ersten Tag des Monats, der auf einen Zeitraum von 90 Tagen nach dem Zeitpunkt der 
Hinterlegung der Erklärung folgt. 

(5) Hat ein Mitgliedstaat keine Erklärung nach Absatz 4 abgegeben, so kann er dieses 
Übereinkommen mit anderen vertragschließenden Mitgliedstaaten aufgrund von bilateralen 
Übereinkünften anwenden. 

Artikel 14 Beitritt neuer Mitgliedstaaten 

(1) Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die Mitglied der Europäischen Union werden, 
zum Beitritt offen. 

(2) Der vom Rat der Europäischen Union erstellte Wortlaut dieses Übereinkommens in der 
Sprache des beitretenden Staates ist verbindlich. 

(3) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt. 

(4) Dieses Übereinkommen tritt für jeden Staat, der ihm beitritt, 90 Tage nach dem Tag der 
Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde oder am Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkommens 
in Kraft, wenn dieses bei Ablauf des genannten 90-Tage-Zeitraums noch nicht in Kraft 
getreten ist. 

(5) Falls dieses Übereinkommen bei der Hinterlegung der Beitrittsurkunde noch nicht in Kraft 
ist, gilt Artikel 13 Absatz 4 für die beitretenden Staaten. 

Artikel 15 Vorbehalte 

(1) Vorbehalte sind mit Ausnahme der in Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 2 
vorgesehenen Vorbehalte nicht zulässig. 

(2) Jeder Mitgliedstaat, der einen Vorbehalt eingelegt hat, kann diesen jederzeit ganz oder 
teilweise durch entsprechende Notifizierung an den Verwahrer zurückziehen. Die Rücknahme 
wird zum Zeitpunkt des Eingangs der Notifizierung beim Verwahrer wirksam. 

Artikel 16 Verwahrer 

(1) Verwahrer dieses Übereinkommens ist der Generalsekretär des Rates der Europäischen 
Union. 

(2) Der Verwahrer veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften den Stand 
der Annahmen und Beitritte, die Erklärungen und Vorbehalte sowie alle sonstigen 
Notifizierungen im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen. 

En fe de lo cual, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Convenio. 



Hecho en Bruselas, el veintiséis de mayo de mil novecientos noventa y siete, en un ejemplar 
único en lenguas alemana, danesa, española, finesa, francesa, griega, inglesa, irlandesa, 
italiana, neerlandesa, portuguesa y sueca, siendo cada uno de estos textos igualmente 
auténtico, que será depositado en los archivos de la Secretaría General del Consejo de la 
Unión Europea. 

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne konvention. 

Udfærdiget i Bruxelles, den seksogtyvende maj nitten hundrede og syvoghalvfems, i ét 
eksemplar på dansk, engelsk, finsk, fransk, græsk, irsk, italiensk, nederlandsk, portugisisk, 
spansk, svensk og tysk, hvilke tekster alle har samme gyldighed, og deponeret i arkiverne i 
Generalsekretariatet for Rådet for Den Europæiske Union. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses 
Übereinkommen gesetzt. 

Geschehen zu Brüssel am sechsundzwanzigsten Mai neunzehnhundertsiebenundneunzig in 
einer Urschrift in dänischer, deutscher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, 
irischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer, schwedischer und spanischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; die Urschrift wird im Archiv 
des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Union hinterlegt. 

Óå ðßóôùóç ôùí áíùôÝñù, ïé õðïãñÜöïíôåò ðëçñåîïýóéïé Ýèåóáí ôçí õðïãñáöÞ ôïõò êÜôù áðü 
ôçí ðáñïýóá óýìâáóç. 

¸ãéíå óôéò ÂñõîÝëëåò, óôéò åßêïóé Ýîé ÌáÀïõ ÷ßëéá åííéáêüóéá åíåíÞíôá åðôÜ, óå Ýíá ìüíï 
áíôßôõðï, óôçí áããëéêÞ, ãáëëéêÞ, ãåñìáíéêÞ, äáíéêÞ, åëëçíéêÞ, éñëáíäéêÞ, éóðáíéêÞ, ïëëáíäéêÞ, 
ðïñôïãáëéêÞ, óïõçäéêÞ êáé öéíëáíäéêÞ ãëþóóá, üëá äå ôá êåßìåíá åßíáé åîßóïõ áõèåíôéêÜ 7 
êáôáôíèåôáé óôá áñ÷åßá ôçò ÃåíéêÞò Ãñáììáôåßáò ôïõ Óõìâïõëßïõ ôçò ÅõñùðáúêÞò ¸íùóçò. 

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have hereunto set their hand. 

Done at Brussels, on the twenty-sixth day of May in the year one thousand nine hundred and 
ninety-seven in a single original, in the Danish, Dutch, English, Finnish, French, German, 
Greek, Irish, Italian, Portuguese, Spanish and Swedish languages, each text being equally 
authentic, such original remaining deposited in the archives of the General Secretariat of the 
Council of the European Union. 

En foi de quoi, les plénipotentiaires ont apposé leurs signatures au bas de la présente 
convention. 

Fait à Bruxelles, le vingt-six mai mil neuf cent quatre-vingt-dix-sept, en un exemplaire 
unique, en langues allemande, anglaise, danoise, espagnole, finnoise, française, grecque, 
irlandaise, italienne, néerlandaise, portugaise et suédoise, tous ces textes faisant également 
foi, exemplaire qui est déposé dans les archives du Secrétariat général du Conseil de l'Union 
européenne. 

Dá fhianú sin, chuir na Lánchumhachtaigh thíos-sínithe a lámh leis an gCoibhinsiún seo. 

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, ar an séú lá is fiche de Bhealtaine sa bhliain míle naoi gcéad 
nócha a seacht i scríbhinn bhunaidh amháin, sa Bhéarla, sa Danmhairgis, san Fhionlainnis, sa 



Fhraincis, sa Ghaeilge, sa Ghearmáinis, sa Ghréigis, san Iodáilis, san Ollainnis, sa 
Phortaingéilis, sa Spáinnis agus sa tSualainnis agus comhúdarás ag na téacsanna i ngach 
ceann de na teangacha sin; déanfar an scríbhinn bhunaidh sin a thaisceadh i gcartlann 
Ardrúnaíocht Chomhairle on Aontais Eorpaigh. 

In fede di che, i plenipotenziari hanno apposto le loro firme in calce alla presente 
convenzione. 

Fatto a Bruxelles, addì ventisei maggio millenovecentonovantasette, in un esemplare unico 
nelle lingue danese, finlandese, francese, greca, inglese, irlandese, italiana, olandese, 
portoghese, spagnola, svedese e tedesca, ciascuna di esse facente ugualmente fede, che è 
depositato negli archivi del Segretariato generale del Consiglio dell'Unione europea. 

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze 
overeenkomst hebben gesteld. 

Gedaan te Brussel, de zesentwintigste mei negentienhonderd zevenennegentig, opgesteld in 
één exemplaar in de Deense, de Duitse, de Engelse, de Finse, de Franse, de Griekse, de Ierse, 
de Italiaanse, de Nederlandse, de Portugese, de Spaanse en de Zweedse taal, zijnde alle 
teksten gelijkelijk authentiek, dat wordt nedergelegd in het archief van het Secretariaat-
generaal van de Raad van de Europese Unie. 

Em fé do que, os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final da 
presente convenção. 

Feito em Bruxelas, em vinte e seis de Maio de mil novecentos e noventa e sete, em exemplar 
único, nas línguas alemã, dinamarquesa, espanhola, finlandesa, francesa, grega, inglesa, 
irlandesa, italiana, neerlandesa, portuguesa e sueca, fazendo igualmente fé todos os textos, 
depositado nos arquivos do secretariado-geral do Conselho da União Europeia. 

Tämän vakuudeksi alla mainitut täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän 
yleissopimuksen. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäkuudentena päivänä toukokuuta vuonna 
tuhatyhdeksänsataayhdeksänkymmentäseitsemän yhtenä ainoana kappaleena englannin, 
espanjan, hollannin, iirin, italian, kreikan, portugalin, ranskan, ruotsin, saksan, suomen ja 
tanskan kielellä, ja jokainen näistä teksteistä on yhtä todistusvoimainen; tämä kappale 
talletetaan Euroopan unionin neuvoston pääsihteeristön arkistoon. 

Till bevis på detta har undertecknade befullmäktigade undertecknat denna konvention. 

Utfärdad i Bryssel den tjugosjätte maj nittonhundranittiosju i ett enda original på danska, 
engelska, finländska, franska, grekiska, irländska, italienska, nederländska, portugisiska, 
spanska, svenska och tyska, vilka samtliga texter är lika giltiga. Originalen skall deponeras i 
arkiven hos generalsekretariatet för Europeiska unionens råd. 

Pour le gouvernement du royaume de Belgique 

Voor de regering van het Koninkrijk België 

Für die Regierung des Königreichs Belgien 



>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

For regeringen for Kongeriget Danmark 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Ãéá ôçí ÊõâÝñíçóç ôçò ÅëëçíéêÞò Äçìïêñáôíáò 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Por el Gobierno del Reino de España 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Pour le gouvernement de la République française 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Thar ceann Rialtas na hÉireann 

For the Government of Ireland 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Per il governo della Repubblica italiana 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Voor de regering van het Koninkrijk der Nederlanden 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Für die Regierung der Republik Österreich 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Pelo Governo da República Portuguesa 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

Suomen hallituksen puolesta 

På finska regeringens vägnar 



>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

På svenska regeringens vägnar 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 

>VERWEIS AUF EIN SCHAUBILD> 

 


